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1.  
Wie soll zukünftig 
eine nachhaltige 
Finanzierung der 
Betriebskosten 
der Krankenhäu-
ser sichergestellt 
werden? 

Die Krankenhäuser leis-
ten einen bedeutsa-
men Beitrag zur quali-
tativ hochwertigen 
medizinischen Versor-
gung der Menschen. 
Außerdem sind sie ein 
bedeutender Wirt-
schaftszweig mit ho-
hem Beschäftigungs-, 
Innovations- und 
Wachstumspotenzial. 
Zu einer fairen Kran-
kenhausfinanzierung 
zählt insbesondere die 
vollständige Finanzie-
rung der unabwendba-
ren jährlichen Kosten-
steigerungen durch die 
ungekürzte Anwen-
dung eines prognosti-
schen Orientierungs-
wertes verbunden mit 
der Streichung der Ab-
zugstatbestände beim 
Landesbasisfallwert. 
Gleichzeitig müssen die 
Länder ihre Investiti-
onsverpflichtungen er-
füllen. 

Das Hauptproblem ist, 
dass die Krankenhäu-
ser rechtswidrig aus 
der Betriebskostenver-
gütung Investitionen 
finanzieren, welche die 
Länder nicht zahlen. 
Sämtliche Lösungsan-
sätze wurden bisher 
von den Ländern blo-
ckiert. Ziel der nächs-
ten Wahlperiode muss 
sein, Instrumente zu 
schaffen, die dafür sor-
gen, dass die Länder ih-
ren Investitionsver-
pflichtungen ausrei-
chend nachkommen, 
dass es keine unge-
rechtfertigten Men-
gensteigerungen gibt 
und dass nicht nur zu-
sätzliche Finanzmittel 
zugeführt werden, 
sondern gleichzeitig 
auch Strukturverände-
rungen erfolgen. Dies 
ist auch nach Einfüh-
rung des DRG-Systems 
nicht ausreichend ge-
lungen.* 

Unsere Positionen sind 
mit der Bundesratsini-
tiative unserer Sozial-
ministerin Katrin Altpe-
ter klar und deutlich fi-
xiert. Wir fordern eine 
umfassende Kranken-
hausfinanzierungsre-
form. Kernbestandteile 
sind die Berücksichti-
gung unabweisbare 
Kostensteigerungen, 
ein sachgerecht ermit-
telter Orientierungs-
wert, eine Anpassung 
des DRG-Systems, be-
sondere Regeln für 
ländliche und struktur-
schwache Regionen 
sowie Veränderungen 
hinsichtlich des Lan-
desbasisfallwerts. Die 
Investitionsmittel im 
Landeshaushalt haben 
wir gegenüber der vor-
hergehenden Regie-
rung um 35 % (!) auf 
über 400 Mio. Euro in 
2014 erhöht. 

Wir stehen einem mo-
nistischen System offen 
gegenüber. Da wir aber 
zwischen Bund und 
Ländern eine grundge-
setzlich definierte und 
historisch gewachsene 
Aufgabenverteilung im 
Bereich der Sicherstel-
lung von Krankenhaus-
kapazitäten haben, 
kann eine entspre-
chende Änderung nicht 
einfach einseitig vor-
genommen werden. 
Wenig hilfreich ist, ein-
fach nur nach mehr 
Geld von Seiten des 
Bundes zu rufen. Eine 
wirkliche tiefgreifende 
Änderung braucht Zeit 
und die Bereitschaft al-
ler Beteiligten. Diese 
Aufgabe wird aber in 
der nächsten Legisla-
turperiode unaus-
weichlich sein. 

Der „Orientierungs-
wert“ muss Messlatte 
für die Finanzierung 
der Betriebskosten der 
Krankenhäuser sein 
und voll bezahlt wer-
den. Die notwendigen 
Investitionen für die 
Krankenhäuser im Land 
betragen unbestritten 
600 Mio. € pro Jahr. 
Die schwarz-gelbe Re-
gierung hat so wenig 
bezahlt, dass nun ein 
Investitionsstau von 
über 1 Mrd. €, zulasten 
von Personalschlüssel 
und PatientInnen, be-
steht. Grün-SPD wollte 
den Investitionsstau 
stufenweise abbauen 
und die jährlich not-
wendigen Investitionen 
bezahlen .Wir kritisie-
ren, dass diese Wahl-
versprechen nicht ein-
gelöst werden. Für 
2013 und 2014 sind je 
nur 422 Mio. € einge-
plant. Die Folge: Bau-
stelle statt Personal!* 

Der Orientierungswert 
muss die Personal- und 
Sachkosten der Kran-
kenhäuser sachgerecht 
abbilden. Für die regi-
onale Versorgung un-
verzichtbare, aber 
nicht vollumfänglich 
wirtschaftlich zu be-
treibende Häuser müs-
sen Sicherstellungszu-
schläge erhalten. Um 
deren Vereinbarung 
auf Bundesebene zu 
beschleunigen, wollen 
wir eine unmissver-
ständliche gesetzliche 
Vorgabe mit Fristset-
zung an die Verhand-
lungspartner. Darüber 
hinaus schlagen wir ei-
ne Reform der Investi-
tionsfinanzierung vor. 
Länder und Kranken-
kassen sollen sich die 
Investitionskosten tei-
len können. Auf jeden 
Euro, den die Länder 
bereitstellen, sollen die 
Krankenkassen einen 
Euro drauflegen.* 
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2.  
Wie soll zukünftig 
sichergestellt 
werden, dass die 
zunehmenden 
ambulanten Leis-
tungen der Kran-
kenhäuser sach-
gerecht vergütet 
werden? 

Der wachsende Beitrag 
der Krankenhäuser zur 
ambulanten Versor-
gung wird derzeit nicht 
angemessen vergütet. 
Der zunehmende Ärz-
temangel erschwert die 
Sicherstellung der am-
bulanten ärztlichen 
Versorgung alleine 
durch die niedergelas-
senen Ärzte. Die ambu-
lante Notfallversorgung 
erfolgt bereits jetzt im 
großen Umfang durch 
die Krankenhäuser. 
Umfassende vertragli-
che Beziehungen be-
stehen jedoch nur zwi-
schen Krankenkassen 
und Kassenärztlichen 
Vereinigungen. Der 
Rechtsrahmen muss 
nunmehr den tatsächli-
chen Gegebenheiten 
angepasst werden. Da-
bei müssen die Kran-
kenhausgesellschaften 
mit einbezogen wer-
den. 
 
 

Die ambulanten Leis-
tungen der Kranken-
häuser fallen unter die 
Zuständigkeit der 
Selbstverwaltungs-
partner im Bewer-
tungsausschuss. Mit 
dem Versorgungsstruk-
turgesetz haben wir 
den Bereich flexibili-
siert und den Selbst-
verwaltungspartnern 
vor Ort mehr Möglich-
keiten gegeben, die ei-
gene Situation besser 
zu berücksichtigen. 

Nicht nur, aber auch 
aufgrund des Ärzte-
mangels im ländlichen 
Raum müssen die dor-
tigen Krankenhäuser 
mehr Verantwortung in 
der ambulanten Ver-
sorgung übernehmen 
können. Starre Sekto-
rengrenzen, nicht ver-
zahnte Planungszu-
ständigkeiten und das 
Beharren auf historisch 
überholten Zuständig-
keiten helfen hier nicht 
weiter Wir wollen die 
sektorübergreifende 
Versorgungsplanung, 
die selektivvertragli-
chen Möglichkeiten der 
Krankenkassen sowie 
die Angleichung bei 
den Vergütungen wei-
terentwickeln. Die Zu-
sammenarbeit von 
ambulantem und stati-
onärem Sektor wollen 
wir dem sektorenüber-
greifenden Landesbei-
rat ausbauen. 

Wir erkennen an, dass 
die Krankenhäuser in 
verschiedenen Regio-
nen bereits fehlende 
ambulante Kapazitäten 
kompensieren und die 
medizinische Versor-
gung der Menschen 
auch im ländlichen 
Raum sicherstellen.  
 
Zum jetzigen Zeitpunkt 
erachten wir die Finan-
zierungssystematik 
i.S.d. § 120 SGB V und 
die daraus resultieren-
den Vertragsbeziehun-
gen als sachgerecht. 
Dennoch gilt es die 
Entwicklungen bzgl. 
des Krankenhausanteils 
an der ambulanten 
Versorgung im Blick zu 
behalten. 
 

Die doppelte Fach-
arztstruktur im ambu-
lanten und stationären 
Bereich ist ein beson-
derer Kostentreiber im 
Gesundheitssystem. 
Die ambulante Ge-
sundheitsversorgung 
ist auszubauen.  Die 
LINKE fordert, dass die 
Krankenhäuser insge-
samt für die ambulante 
Versorgung zuständig 
und dafür auch ausrei-
chend finanziert wer-
den. 
 

Wir befürworten die 
stärkere Beteiligung 
der Krankenhäuser an 
der ambulanten Ver-
sorgung, Sie leistet ei-
nen Beitrag zur In-
tegration der Patien-
tenversorgung. Zudem 
können durch die Ver-
netzung mit dem am-
bulanten Bereich kleine 
Häuser in struktur-
schwachen Regionen 
erhalten bleiben. Ihre 
Beteiligung an der am-
bulanten fachärztlichen 
‚Versorgung wollen wir 
deshalb erleichtern. 
Die derzeitigen Rah-
menbedingungen der 
Notfallversorgung 
durch die Kliniken sind 
unbefriedigend. Die für 
die Notfallversorgung 
anfallenden Kosten 
müssen angemessen 
berücksichtigt werden. 
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3.  
Wie werden Sie 
sich dafür einset-
zen, dass die für 
eine altengerech-
te Versorgung 
dringend erfor-
derlichen Geriat-
rischen Institut-
sambulanzen  
(GIAs) nach 
§ 118a SGB V rea-
lisiert werden 
können? 

Um die geriatrischen 
Kompetenzen der 
Krankenhäuser zur Un-
terstützung der haus-
ärztlichen Versorgung 
nutzen zu können, 
wurden GIAs veran-
kert. Damit die GIA zur 
Umsetzung kommen 
kann, ist jedoch die 
„Kann“-Ermächtigung 
in eine „Muss“-
Ermächtigung zu über-
führen. Zudem sollte 
die Finanzierung nicht 
über die vertragsärztli-
che Gesamtvergütung 
erfolgen, sondern die 
Leistungen direkt mit 
den Krankenkassen in 
Form einer Pauschalie-
rung abgerechnet wer-
den können. Auch 
müsste der Geltungs-
bereich um geriatrische 
Rehabilitationseinrich-
tungen und Geriatri-
sche Schwerpunkte 
und Zentren erweitert 
werden. 
 
 

Die Möglichkeit, eine 
Geriatrische Institut-
sambulanz einzurich-
ten, war ein erster 
Schritt. Es wird nun ei-
ne intensive Evaluie-
rung erfolgen, um eine 
fundierte Entscheidung 
bezüglich eines Anpas-
sungsbedarfs zu tref-
fen. Sektorübergrei-
fende, integrierte Ver-
sorgungsangebote sind 
für die kontinuierliche 
Versorgung älterer 
Menschen gerade auch 
im ländlichen Raum 
besonders wichtig 

Angesichts der demo-
grafischen Verände-
rungen muss die geriat-
rische Versorgung aus-
gebaut werden. Die 
„Kann“-Ermächtigung 
ist eine Regelung der 
schwarz-gelben Bun-
destagsmehrheit. Wir 
haben im Bundesrat 
den Vorschlag „sind zu 
ermächtigen“ unter-
stützt. Klar ist, dass die 
Finanzierung für die 
GIA nur aus dem Ge-
samtbudget der GKV 
erfolgen kann. Da es 
um die ambulante Ver-
sorgung geht, bleibt 
nur die Verrechnung im 
Rahmen der vertrags-
ärztlichen Vergütung 
übrig. Denn das Budget 
der Krankenhäuser o-
der des Rettungsdiens-
tes hat damit nichts zu 
tun. Auch die Reha ist 
gesondert zu finanzie-
ren. (s. unten) 

Im Rahmen des Psych-
Entgeltgesetzes hat die 
christlich-liberale Koali-
tion die GIA eingeführt, 
da eine bedarfsgerech-
te Versorgung geriatri-
scher Patientinnen und 
Patienten angesichts 
der demographischen 
Entwicklung eine zu-
nehmend größere Her-
ausforderung darstellt. 
Die Ausgestaltung ins-
besondere zum Ver-
sorgungsumfang, zur 
Anforderung an ein 
Therapiekonzept und 
zur Frage, welche Pati-
entinnen und Patien-
ten in einer geriatri-
schen Institutsambu-
lanz behandelt werden 
sollen, ist Aufgabe der 
gemeinsamen Selbst-
verwaltung. 
 

DIE LINKE in Baden-
Württemberg unter-
stützt grundsätzlich die 
Position der Kranken-
hausgesellschaft. Wie 
die Bundestagsfraktion 
sich entscheidet, im 
Fall des § 118a des SGB 
V, initiativ zu werden, 
um von einer „Kann- in 
eine Muss- Ermächti-
gung“ zu kommen, 
wird nach der Bundes-
tagswahl entschieden. 
Allemal unterstützen 
wir die Direktabrech-
nung der Krankenhäu-
ser. 
 

Die Geriatrischen Insti-
tutsambulanzen kön-
nen einen wichtigen 
Beitrag dazu leisten, 
die zum Teil bereits be-
stehenden, zum Teil 
schon absehbaren Lü-
cken bei der Versor-
gung älterer Patientin-
nen und Patienten zu 
schließen, Gesetzlich 
wurden sie aber erst 
jüngst verankert. Wir 
wollen deshalb abwar-
ten, ob sich die be-
schlossenen gesetzli-
chen Regelungen als 
ausreichend erweisen. 
Sollte das nicht der Fall 
sein, sind rechtliche 
Regelungen analog der 
für Psychiatrische Insti-
tutsambulanzen zu 
prüfen. 
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4.  
Wie stehen Sie 
angesichts der fi-
nanziell prekären 
Situation vieler 
Rehabilitations-
einrichtungen zu 
Überlegungen, für 
diese einen An-
spruch auf leis-
tungsgerechte 
Vergütung gesetz-
lich zu verankern? 

Die steigenden Perso-
nal- und Sachkosten 
sowie Anforderungen 
an die Qualität werden 
seit Jahren nur margi-
nal in die Vergütungen 
der Reha-Einrichtungen 
eingepreist. Es ist ge-
setzlich zu regeln, dass 
die Vergütungen den 
Kliniken ermöglichen 
müssen, bei wirtschaft-
licher Betriebsführung 
ihre Leistungen dauer-
haft entsprechend den 
qualitativen Anforde-
rungen sowie dem 
Stand des medizini-
schen Fortschritts zu 
erbringen. Zudem muss 
die Vergütungsentwick-
lung in der Reha an die 
Kostenentwicklung ge-
knüpft werden. Dazu 
muss zumindest der 
volle Orientierungs-
wert aus dem Kran-
kenhausbereich zuge-
standen werden. 
 

Die ausschließliche 
Vertragskompetenz in 
Bezug auf die Vergü-
tung von Rehabilitati-
onsmaßnahmen liegt 
bei den beteiligten 
Vertragsparteien. Da-
bei soll selbstverständ-
lich eine an Leistung 
orientierte Preisgestal-
tung erfolgen – nur so 
ist unser Gesundheits-
system langfristig wirt-
schaftlich. Deshalb ha-
ben wir eine Schieds-
stellenlösung in dieser 
Legislaturperiode im 
Gesetz verankert. Eine 
Genehmigung der ver-
einbarten Vergütung 
durch das Land findet 
nicht statt. Wir wollen 
dem Wunsch- und 
Wahlrecht des Versi-
cherten bei der Aus-
wahl einer Reha-
Einrichtung besser Gel-
tung verschaffen und 
werden die Wirksam-
keit der bestehenden 
gesetzlichen Regeln 
überprüfen.* 

Wir brauchen endlich 
die wirkliche Gleichstel-
lung der medizinischen 
Rehabilitation mit der 
medizinischen Akutver-
sorgung. Zugangshür-
den müssen abgebaut, 
Reha-Deckel und Reha-
Budgetbegrenzungen 
müssen beseitigt wer-
den. Dementsprechend 
müssen wir eine leis-
tungsgerechte Vergü-
tung auch hier definie-
ren. Zur Vermeidung 
von Pflegebedürftigkeit 
brauchen wir eine Of-
fensive in der geriatri-
schen Rehabilitation. 

Die Rehabilitation ist 
zur Sicherstellung der 
Teilhabe in Beruf und 
Gesellschaft von be-
sonderer Bedeutung. 
Ziel der Rehabilitation 
muss die Sicherung und 
Wiederherstellung der 
Erwerbsfähigkeit sein, 
denn für uns gelten die 
Grundsätze Reha vor 
Rente und Reha vor 
Pflege. Aufgrund des 
demographischen 
Wandels wird die Re-
habilitation zuneh-
mend wichtiger. Die-
sem Wandel muss auch 
im gesamten Gesund-
heitssystem Rechnung 
getragen werden – 
auch mit einer leis-
tungsgerechten Vergü-
tung. 
 

Wir unterstützen die 
Forderungen der Kran-
kenhausgesellschaft.  
 
Die REHA-
Einrichtungen werden 
unzureichend  und 
nicht entsprechend der 
real entstehenden Kos-
ten finanziert. Deshalb 
tritt die Partei DIE 
LINKE   für eine be-
darfsgerechte und kos-
tendeckende Finanzie-
rung ein. Preissteige-
rungen und Steigerun-
gen der notwendigen 
Personalkosten müssen 
berücksichtigt werden. 
 

Vergütungen für Reha-
bilitationseinrichtun-
gen müssen eine quan-
titativ ausreichende 
und qualitativ hoch-
wertige Versorgung der 
Rehabilitandinnen und 
Rehabilitanden garan-
tieren. Daneben muss 
eine faire Entlohnung 
der Beschäftigten mög-
lich sein. Zugleich muss 
aber auch der wirt-
schaftliche Einsatz der 
zur Verfügung stehen-
den Beitrags- und 
Steuermittel gewähr-
leistet werden. 
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5.  
Wie kann die be-
darfsgerechte 
Versorgung mit 
Rehabilitations-
leistungen ange-
sichts des hohen 
Kostendrucks und 
der Sparanstren-
gungen der Kos-
tenträger sicher-
gestellt werden? 
 

Der Bürger hat einen 
Rechtsanspruch auf 
medizinische Rehabili-
tation, dessen Umset-
zung durch den hohen 
Kostendruck gefährdet 
ist. Zur Gewährleistung 
einer bedarfsgerechten 
Reha-Versorgung sind 
erforderlich: 
-  Aufhebung oder zu-
mindest schnelle An-
hebung des  Reha-
Budgets der Renten-
versicherung,  
- finanzieller Ausgleich 

zwischen Kranken- 
und Pflegeversiche-
rung,  

-  Stärkung des 
Wunsch- und Wahl-
rechts der Versicher-
ten, etwa durch eine 
verpflichtende Be-
gründung des Kos-
tenträgers in den Be-
scheiden, sofern die-
ser von der Empfeh-
lung des behandeln-
den Arztes oder des 
Patientenwunsches 
abweichen will. 

siehe Antwort auf Fra-
ge 4. 

Angesichts des demo-
grafischen Wandels 
und einem stetig wach-
senden Leistungsdruck 
am Arbeitsmarkt ist der 
Ausbau von Prävention 
und Rehabilitation 
dringend erforderlich. 
Denn solche Investitio-
nen zahlen sich volks-
wirtschaftlich aus. Der 
Rechtsanspruch muss 
näher definiert und der 
Reha-Deckel aufgeho-
ben werden. Die Kos-
ten für die geriatrische 
Rehabilitation sind von 
den Pflegekassen zu er-
stattet. Denn durch 
diese Leistungen wird 
entweder der Eintritt 
von Pflegebedürftigkeit 
hinausgeschoben oder 
sogar Pflegebedürftig-
keit überwunden. 

Wir setzen uns für die 
Sicherstellung einer 
wohnortnahen medizi-
nischen Versorgung 
und damit auch für 
wohnortnahe Rehabili-
tationsangebote – am-
bulant und stationär –  
ein. Damit die Reha-
Träger aber diesen 
Aufgaben auch in Zu-
kunft genauso gut wie 
heute nachkommen 
können, sollen die Aus-
gaben für Reha-
Leistungen an die de-
mografische Entwick-
lung angepasst wer-
den. 
 

siehe Antwort auf Fra-
ge 4. 

Der gesetzlich veran-
kerte Grundsatz „Re-
habilitation vor Pflege“ 
wird sich angesichts 
der steigenden Anfor-
derungen nur mit einer 
angemessenen Anhe-
bung des Budgets für 
Teilhabeleistungen er-
füllen lassen. 
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6.  
Wann ist damit zu 
rechnen, dass ein 
neuer Pflegebe-
dürftigkeitsbegriff 
eine neue Grund-
lage für die Leis-
tungen der Pfle-
geversicherung 
darstellen wird? 

Der aktuelle Pflegebe-
dürftigkeitsbegriff im 
SGB XI orientiert sich 
ausschließlich an soma-
tischen Defiziten und 
blendet die Auswirkun-
gen dementieller Er-
krankungen fast voll-
ständig aus. Es ist not-
wendig, zeitnah einen 
ressourcenorientierten 
Pflegebedürftigkeits-
begriff einzuführen, 
der die Problematiken 
von dementiellen und 
psychischen Erkran-
kungen ausreichend 
berücksichtigt und so-
mit der Situation pfle-
gebedürftiger Men-
schen besser gerecht 
wird als bisher. Eine 
schnelle Änderung ist 
möglich, da die Grund-
lagen hierfür bereits 
erarbeitet wurden. 
 
 
 
 
 
 

Wir haben einen Ex-
pertenbeirat zur Um-
setzung eines neuen 
Pflegebedürftigkeits-
begriffes eingerichtet 
und damit einen wich-
tigen Schritt zur Um-
setzbarkeit eines neu-
en Pflegebedürftig-
keitsbegriffes getan. 
Die Ergebnisse werden 
noch in dieser Wahlpe-
riode vorgelegt. Unter 
Zugrundelegung der 
Ergebnisse wird in der 
kommenden Wahlpe-
riode zeitnah die Um-
setzung gesetzgebe-
risch auf den Weg ge-
bracht werden können. 

Ein neuer Pflegebe-
dürftigkeitsbegriff ist 
für uns das Kernele-
ment einer Pflegere-
form. Vor allem De-
menzkranke können so 
eine angemessene Ver-
sorgung erhalten. Mit 
der Reform muss die 
Möglichkeit der ambu-
lanten Versorgung so-
wie Prävention und 
Rehabilitation gestärkt 
werden und somit auf 
die Bedürfnisse von 
dementiell erkrankten 
Menschen, psychisch 
Kranken und pflegebe-
dürftigen Kindern aus-
gerichtet werden. Auf-
bauend auf den vorlie-
genden Empfehlungen 
soll eine Beurteilung 
der Alltagskompetenz 
in acht Modulen und 
die Unterteilung in fünf 
Bedarfsgrade die bishe-
rigen drei Pflegestufen 
ablösen. 

Die FDP wird sich dafür 
einsetzen, die vom Ex-
pertenrat unterbreite-
ten Vorschläge 
schnellstmöglich umzu-
setzen. Das bedeutet 
konkret: Der neue Pfle-
gebegriff soll fünf Pfle-
gegrade statt der bis-
herigen drei Pflegestu-
fen umfassen. Dabei 
werden auch pflegebe-
dürftige Menschen mit 
kognitiven Erkrankun-
gen und psychischen 
Störungen gleichbe-
rechtigt neben den 
vorrangig körperlich 
betroffen einbezogen. 
Die vielfach kritisierte 
Minutenpflege wird 
abgeschafft. Wir setzen 
uns zudem für einen 
Bestandsschutz in Hö-
he des bisherigen Leis-
tungsanspruchs für 
Leistungsbezieher ein. 
 

Wir fordern einen neu-
en Pflegebedürftig-
keitsbegriff, an dem in 
einer AG im Gesund-
heitsministerium unter 
der Leitung von Herrn 
Gohde derzeit gearbei-
tet wird. Die Pflegever-
sicherung müsste zah-
len. Konkret bedeutet 
das nach unseren Be-
rechnungen, dass die 
Pflegeversicherung um 
1% erhöht werden 
muss – umgesetzt in 
personelle Betreuung 
und sachliche Leistun-
gen. Die Finanzierung 
muss paritätisch von 
Arbeitgebern und Ar-
beitnehmerInnen ge-
leistet werden. 

Wir werden uns dafür 
einsetzen, dass der 
neue Pflegebedürftig-
keitsbegriff schnellst-
möglich ins 
SGB XI aufgenommen 
und umgesetzt wird. 
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7.  
Wie lässt sich die 
die in § 30 SGB XI 
geregelte Dyna-
misierung der 
Leistungen der 
Pflegeversiche-
rung unbürokra-
tisch umsetzen? 
 

In § 30 SGB XI ist vor-
gesehen, dass sich die 
Leistungsvergütung der 
Pflegeversicherung dy-
namisch entwickelt. 
Die Umsetzung ist aber 
mit einem hohen büro-
kratischen Aufwand 
verbunden und 
schränkt so eine sinn-
volle und notwendige 
Anpassung der Leis-
tungsbeträge der Pfle-
geversicherung we-
sentlich ein. Stattdes-
sen sollte eine regel-
mäßige jährliche Dy-
namisierung der Leis-
tungsbeträge verbind-
lich gesetzlich geregelt 
werden, ohne dass 
hierzu ein Bericht der 
Bundesregierung oder 
eine Rechtsverordnung 
notwendig ist, so dass 
die Schere zwischen 
Pflegekosten und Leis-
tungsbeträgen nicht 
weiter auseinander 
geht. 
 
 

Es war ein großer Er-
folg, die bis 2008 star-
ren Pflegeleistungen 
einer Dynamisierung 
zuzuführen. Im ambu-
lanten Bereich ist die-
ses gesetzlich bis 2012 
erfolgreich durchge-
führt worden. Aber ei-
ne Dynamisierung der 
Leistungen muss im-
mer ein-hergehen mit 
der Entwicklung des 
Beitragssatzes, der ge-
nau wie die Dynamisie-
rung gesetzlich festge-
legt wird. Eine Ent-
kopplung wäre vor die-
sem Hintergrund nicht 
sachgerecht. 

Aus unserer Sicht kann 
die Anbindung der Dy-
namisierung der Leis-
tungen an die allge-
meine Preisentwick-
lung das Verfahren 
deutlich erleichtern. 
Das wird jedoch mit 
der herkömmlichen 
Einnahmestruktur nicht 
möglich sein. Deshalb 
streben wir den Über-
gang zur Bürgerversi-
cherung Pflege an. 

Mit dem Pflege-
Neuausrichtungsgesetz 
haben wir erstmals ei-
ne Dynamisierung der 
Leistungen gesetzlich 
vorgeschrieben. So 
wird regelmäßig alle 
drei Jahre, erstmals im 
Jahr 2014, die Not-
wendigkeit und Höhe 
einer Anpassung der 
Leistungen der Pflege-
versicherung geprüft. 
Durch diese Dynamisie-
rung soll – für die Öf-
fentlichkeit transparent 
und nachprüfbar – ge-
währleistet werden, 
dass die Pflegeleistun-
gen an die Preisent-
wicklung angepasst 
werden.  

Natürlich gilt für „DIE 
LINKE“, dass die Preis-
steigerungen in der 
Pflege ausgeglichen 
werden müssen. In Ita-
lien gab es bis vor eini-
gen Jahren eine soge-
nannte „scala mobile“ 
– das hieß, dass auto-
matisch die Löhne und 
Gehälter an die durch-
schnittliche Preisstei-
gerung angeglichen 
wurden. Vielleicht ist 
das ein „unbürokrati-
sches“ Modell, um die 
Pflege zu sichern. Zu-
sätzlich müssen die 
durchschnittlichen Ta-
riferhöhungen für die 
Beschäftigten berück-
sichtig werden, auch 
mit dem Ziel, zu ver-
hindern, dass steigen-
de Kosten durch immer 
weniger Personal aus-
geglichen und damit 
die Pflege  verschlech-
tert wird. Das wäre ei-
ne einfache und unbü-
rokratische Lösung. 

Wir wollen, dass die 
Dynamisierung anhand 
eines Indexes vorneh-
men, in den die Lohn-
entwicklung in der 
Pfleger zu 2/3 und die 
Preisentwicklung zu 
1/3 einfließen. 
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8.  
Wie lässt sich der 
Bürokratieauf-
wand beim Heim-
vertragsabschluss 
wieder auf ein 
vernünftiges, tat-
sächlich verbrau-
cherfreundliches 
Maß bringen?  
 

Aus Verbraucher-
schutzgründen wurden 
die Heime 2009 durch 
§ 3 Wohn- und Betreu-
ungsvertragsgesetz 
verpflichtet, Interes-
senten vor Abschluss 
eines Heimvertrags 
vorvertragliche Infor-
mationen zu überrei-
chen. Das Resultat ist 
eine Papierflut mit vie-
len Doppelungen zum 
Heimvertrag. Sie wird 
von Bewohnern und 
Heimen gleichermaßen 
beklagt. Da die ange-
strebte Vergleichbar-
keit von Heimplatzan-
geboten ohnehin nicht 
erreicht wird, sollte die 
Pflicht als Beitrag zur 
Entbürokratisierung 
wieder abgeschafft 
werden. Der Bewohner 
wird durch das 14-
tägige „Probewohnen“ 
(§ 11 Abs. 2 WBVG) 
hinreichend geschützt. 

Das Heimrecht fällt seit 
der Föderalismusre-
form in den Entschei-
dungsbereich der Län-
der, da-her können wir 
hierzu nicht Stellung 
nehmen. 

Für uns ist der Ver-
braucherschutz gerade 
für schwache und pfle-
gebedürftige Men-
schen wichtig und wir 
glauben nicht, dass die-
se Bestimmungen die 
Träger der Heime über-
fordern. Wir haben in 
Baden-Württemberg 
einen Gesetzentwurf 
vorgelegt, der auf der 
landesrechtlichen Ebe-
ne (nur) den Einblick 
für den Interessenten 
in den Prüfbericht der 
Heimaufsicht für das 
konkrete Heim fordert. 

Das ehemalige Heim-
gesetz wurde 1974 auf 
Anregung der Bundes-
länder geschaffen, um 
die damals zersplitter-
ten landesrechtlichen 
Zuständigkeiten bun-
deseinheitlich zu re-
geln. Die Föderalismus-
reform führte auf 
Druck der Bundeslän-
der zu einer erneuten 
Zersplitterung. Das 
WPVG regelt seit 2009 
den zivilrechtlichen Teil 
der Verträge zwischen 
Einrichtungen und Be-
wohnern, die Länder 
dagegen sind für den 
öffentlich-rechtlichen 
Teil zuständig. Die FDP 
hat dies bereits 2009 
kritisiert. Wir halten 
die Zersplitterung 
grundsätzlich für einen 
Fehler und treten für 
eine generelle Überar-
beitung ein. 

An oberster Stelle muss 
der Schutz der Pflege-
bedürftigen stehen. 
Soweit dies gewährleis-
tet ist, sind wir gerne 
bereit, alle vorgeschla-
genen Maßnahmen zur 
Entbürokratisierung 
aufzugreifen und zu 
unterstützen. 
 

Das Wohn- und Be-
treuungsvertragsgesetz 
(WBVG) ist ein richtiges 
und wichtiges Gesetz. 
Es ist uns wichtig, dass 
die Entscheidung für 
ein Pflegeheim auf gut 
informierter Basis ge-
troffen wird. Welche 
Informationen hierzu 
im Einzelnen nötig 
sind, bedarf einer re-
gelmäßigen Überprü-
fung. Für eine Abschaf-
fung der Informations-
pflichten sehen wir 
keinen Anlass, zumal 
uns weder von Bewoh-
ner- noch von Anbie-
terseite bisher von 
Problemen berichtet 
wurde. Die 14-tägige 
Probezeit erachten wir 
allerdings als alleinige 
Maßnahme zum Ver-
braucherschutz als 
nicht ausreichen. 

* gekürzt 


